
SOZIALE WOHNUNGBAUFÖRDERUNG DURCHDEN BUND AUSBAUEN In Deutschland werden trotz hoher Geneh-migungszahlen über 100.000 Wohnungen jährlich, speziell im bezahlbaren Segment, zu wenig gebaut. Um den Bedarf von ca. 400.000 Wohnungen pro Jahr bis 2020 zu decken, muss der Bund daher seine Aus-gleichszahlungen für die soziale Wohnungs-bauförderung von aktuell zugesagten 1,5 Milliarden Euro auf mindestens zwei Milli-arden Euro pro Jahr erhöhen. 

BAURECHT FLEXIBILISIEREN – DIGITALISIERUNG VORANTREIBENPlanungs- und Genehmigungsverfahren zur 
Schaffung von Wohnraum müssen verein-facht werden. Hierzu gehören auch Flexi-bilisierungen beim Schallschutz oder den 
Stellplatzvorschriften. Die vom Bund mit den Ländern erarbeitete Musterbauordnung muss mit dem Ziel einer stärkeren Verein-heitlichungder aktuell 16 unterschiedlichen Landesbauordnungen eine größere Gesamt-verbindlichkeit erhalten. Zudem müssen die Digitalisierung der Planungs- und Bauprozes-se vorangetrieben und Standards vereinheit-licht werden.

BAULAND BESSER MOBILISIEREN
Hemmnis für den Wohnungsbau ist oft zu 

teures Bauland und eine fehlende Bau-
landmobilisierung. Die im Städtebaurecht 
geschaffenen Möglichkeiten (Beispiel: „Ur-
banes Gebiet“) reichen zur erforderlichen 
Wohnraumversorgung nicht aus. Nötig sind 

weitere bodenpolitische Maßnahmen (Art. 

14 GG: „Eigentum verpflichtet“). Ziel muss 

es sein, rechtlich bebaubare Grundstücke 
für die Baulandmobilisierung besser zu ak-
tivieren.
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SELBSTGENUTZTES WOHNEIGENTUM UNTERSTÜTZENSelbstgenutztes Wohneigentum ist gesell-
schaftspolitisch schon wegen der Vermö-gens- und Alterssicherung von hoher Be-deutung. Mit ca. 45 % der Haushalte hat Deutschland die niedrigste Quote im Ver-
gleich aller EU-Staaten (Beispiel: Spanien: 
85 %; Italien, Polen: 77 %). Notwendig ist daher eine speziell den Schwellenhaushal-ten und jungen Familien mit Kindern zugu-
tekommende Förderung (Beispiel: Baukin-dergeld) durch den Bund.

STEUERLICHE ANREIZE SCHAFFEN ‒STANDARDS ABBAUENDer Bund muss durch gezielte steuerliche Anreize, die allen Regionen zugute kom-men, den Neu- und Umbau preiswerten Wohnraums fördern ‒ sowohl im Miet- als auch im Eigentumsbereich. Die Mietpreis-bremse hat sich als nicht geeignet erwiesen. Die mehr als 20.000 Bauvorschriften gehö-ren auf den Prüfstand. Sie müssen, speziell im Energiebereich, verstärkt an einer Kos-ten-Nutzen-Analyse gemessen werden.
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KOMMUNALE WOHNUNGSUNTERNEHMEN & GENOSSENSCHAFTENSTÄRKEN
Die über 700 kommunalen Wohnungsun-ternehmen mit ihren ca. 2,5 Millionen Woh-nungen sind aufgrund ihres Satzungszwecks 
verpflichtet, „preiswerten Wohnraum für 
breite Kreise der Bevölkerung zu schaffen“. Kommunale Unternehmen spielen zudem eine besondere Rolle für eine integrierte und 
nachhaltige Stadtentwicklung. Sie müssen, 
auch als interkommunale Kooperationen, 
ebenso wie das genossenschaftliche Woh-nen mit seinem Solidaransatz, von Bund und Ländern gezielt gefördert werden.
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10 KERNFORDERUNGEN DES  
DEUTSCHEN STÄDTE- UND GEMEINDEBUNDES AN DIE NEUE BUNDESREGIERUNG

Der Wohnungsmarkt in Deutschland ist gespalten: Während in wachsenden 
Wohnungsmärkten attraktiver Städte der Mangel an bezahlbarem Wohnraum behoben werden muss, stehen insbeson-
dere in wirtschaftsschwachen Regionen noch ca. zwei Millionen Wohnungen leer.Der DStGB fasst seine Kernforderun-gen an die neue Bundesregierung in 10 Punkten zusammen:

1 SOZIALER WOHNUNGSBAU ‒FÖRDERUNG DURCHDEN BUND AUSBAUEN In Deutschland werden trotz hoher Geneh-migungszahlen über 100.000 Wohnungen jährlich, speziell im bezahlbaren Segment, zu wenig gebaut. Um den Bedarf von ca. 400.000 Wohnungen pro Jahr bis 2020 zu decken, muss der Bund daher seine Aus-gleichszahlungen für die soziale Wohnungs-bauförderung von aktuell zugesagten 1,5 Milliarden Euro auf mindestens zwei Milli-arden Euro pro Jahr erhöhen. 

2
BUNDESZUSTÄNDIGKEIT FÜR SOZIALEN WOHNUNGSBAU HERSTELLENWohnungsbau und Wohnungsbauförde-

rung sind dauerhafte Allgemeinwohlauf-gaben. Daher muss der Bund wieder für die gesamtstaatliche Aufgabe der sozialen Wohnraumförderung zuständig werden.
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4 SELBSTGENUTZTES WOHNEIGENTUM UNTERSTÜTZENSelbstgenutztes Wohneigentum ist gesell-
schaftspolitisch schon wegen der Vermö-gens- und Alterssicherung von hoher Be-deutung. Mit ca. 45 % der Haushalte hat Deutschland die niedrigste Quote im Ver-
gleich aller EU-Staaten (Beispiel: Spanien: 
85 %; Italien, Polen: 77 %). Notwendig ist daher eine speziell den Schwellenhaushal-ten und jungen Familien mit Kindern zugu-
tekommende Förderung (Beispiel: Baukin-dergeld) durch den Bund.

LANDESPLANERISCHE EINENGUNGEN ZURÜCKFÜHRENNach aktuellen Prognosen des Deutschen 
Instituts für Wirtschaft wächst Deutschland bis zum Jahr 2035 auf über 83 Millionen Einwohner. Viele landesplanerische Vorga-ben sind insoweit überholt und sie engen kommunale Entwicklungen ein. Diese Vor-gaben müssen daher zugunsten einer grö-ßeren Eigenverantwortung und Gestaltung der Gemeindeentwicklung zurückgeführt 
und flexibilisiert werden.
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6 BAULAND BESSER MOBILISIEREN
Hemmnis für den Wohnungsbau ist oft zu teures Bauland und eine fehlende Bauland-mobilisierung. Die im Städtebaurecht neu 
geschaffenen Möglichkeiten (Beispiel: „Ur-banes Gebiet“) reichen zur erforderlichen 
Wohnraumversorgung nicht aus. Nötig sind 
weitere bodenpolitische Maßnahmen (Art. 
14 GG: „Eigentum verpflichtet“). Ziel muss es sein, rechtlich bebaubare Grundstücke für die Baulandmobilisierung besser zu ak-
tivieren.
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7 STEUERLICHE 
ANREIZE SCHAFFEN ‒ STANDARDS ABBAUENDer Bund muss durch gezielte steuerliche Anreize, die allen Regionen zugute kom-men, den Neu- und Umbau preiswerten Wohnraums fördern ‒ sowohl im Miet- als auch im Eigentumsbereich. Die Mietpreis-bremse hat sich als nicht geeignet erwiesen. 

Die mehr als 20.000 Bauvorschriften gehö-ren auf den Prüfstand. Sie müssen, speziell im Energiebereich, verstärkt an einer Kos-ten-Nutzen-Analyse gemessen werden.
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BAURECHT FLEXIBILISIEREN – DIGITALISIERUNG VORANTREIBENPlanungs- und Genehmigungsverfahren zur 
Schaffung von Wohnraum müssen verein-facht werden. Hierzu gehören auch Flexibili-sierungen beim Schallschutz, dem Denkmal-
schutz oder bei den Stellplatzvorschriften. Die vom Bund mit den Ländern erarbeitete Musterbauordnung muss mit dem Ziel ei-ner stärkeren Vereinheitlichung der aktuell 16 unterschiedlichen Landesbauordnungen eine größere Gesamtverbindlichkeit erhal-ten. Zudem müssen die Digitalisierung der Planungs- und Bauprozesse vorangetrieben und Standards vereinheitlicht werden.
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SERIELLES & NACHHALTIGES BAUEN FORCIERENStandardisierungen und serielles Bauen sparen Kosten. Sie können bei Wahrung der 
Baukultur die Fertigstellung von Wohnbau-projekten beschleunigen und sie sind im 
Sinne einer flexiblen Nutzung des Wohn-
raums nachhaltig. Diese Art des Bauens ist daher zu forcieren.

10 BESTAND AKTIVIEREN – STÄDTEBAUFÖRDERUNG DAUERHAFT STÄRKEN
Innenentwicklung und die Aktivierung des Bestands müssen aus ökologischen, ökono-mischen und sozialen Gründen gegenüber einer Außenentwicklung Vorrang haben. Die Städtebauförderung von Bund, Ländern 
und Gemeinden ist als Gemeinschaftsaufga-
be unverzichtbar. Die Bundesfinanzierung ist 
speziell wegen des weiter nötigen Stadtum-
baus dauerhaft auf hohem Niveau zu si-chern. Die Verfahren müssen vereinfacht,  die Vielzahl der Programme reduziert und projektbezogene Personalkosten geför-dert werden. Zudem müssen neben dem altersgerechten Umbau insbesondere leer stehende Bestandsbauten auch durch För-derprogramme des Bundes für Wohnungen 
nutzbar gemacht werden (Beispiel: Pro-
gramm „Jung kauft Alt“). Zur Revitalisierung ländlicher Räume muss die Infrastruktur 
(Breitband, ÖPNV etc.) ausgebaut und die 
Attraktivität dieser Räume speziell für junge Menschen gestärkt werden.
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